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	Wien, am  19. April 2016

	Herrn

Erwin Ernst Steinhammer 
e.steinhammer.ns99tf23vv@foi.fragdenstaat.at
	Mag.Schula,OR
Büro Öffentlichkeitsarbeit
Schottenring 7-9
A-1010 Wien
Tel.  :+43-1 31 310 / 72102
Fax  :+43-1 31 310 / 72119
e-mail :*LPD W Ref. Bürgerinformation 

lpd-w-Ref-Buergerinformation@polizei.gv.at

DVR   :0003506

	GZ:
	121423/2016
	

	Sehr  geehrter Herr Steinhammer!
In  Ihrem Schreiben vom 11. April 2016 berufen Sie sich auf das Wiener Auskunftspflichtgesetz.  Für  das Wiener Auskunftspflichtgesetz besteht keine Zuständigkeit der Landespolizeidirektion Wien.  Ihre Anfrage kann daher von uns  nicht in Bearbeitung genommen werden. 
Der Vollständigkeit wegen wird angemerkt, dass Ihr Ersuchen nach den Bestimmungen des  Auskunftspflichtgesetzes nicht zu beantworten wäre. Gemäß § 1 Abs. 1 Auskunftspflichtgesetz haben die Organe des Bundes sowie die Organe der durch die Bundesgesetzgebung zu regelnden Selbstverwaltung über Angelegenheiten ihres Wirkungsbereichs Auskünfte zu erteilen, soweit eine gesetzliche Verschwiegenheitspflicht dem nicht entgegensteht. Die Auskunftspflicht  besteht nur im Rahmen der sachlichen und örtlichen Zuständigkeit des jeweils befragen Organs. Für die  Hoheitsverwaltung bedeutet dies, dass Auskünfte nur über solche Angelegenheiten erteilt werden müssen, die entweder schon Gegenstand eines Verwaltungsverfahrens  sind bzw. waren oder nach der sachlichen und örtlichen Zuständigkeit in einem Verwaltungsverfahren zu entscheiden wären. Die Auskunft  über computertechnische Angelegenheiten fällt nicht darunter  
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